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IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Verwaltungsgericht Wien hat durch seine Richterin MMag. Dr. Salamun Uber
die Beschwerde des Herrn A. B. vom 02.03.2018 gegen den Bescheid der
Landespolizeidirektion Wien vom 31.01.2018, ZI.: ..., mit welchem geméaR § 50
Abs. 10 Glucksspielgesetz (GSpG) Barauslagen auferlegt wurden,

zu Recht erkannt:

I. GemalR § 50 VwGVG wird die Beschwerde als unbegrindet abgewiesen und der

angefochtene Bescheid bestéatigt.

I1. Gegen dieses Erkenntnis ist geméall 8 25a VwGG eine ordentliche Revision an

den Verwaltungsgerichtshof nach Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig.

Entscheidungsgriunde
l.
Der an den Beschwerdefiihrer gerichtete Bescheid vom 31.1.2018, GZ: ..,

betreffend die Auferlegung von Barauslagen hat folgenden Spruch:

~,Gem. 8 50 Abs. 10 GSpG werden lhnen die im Zuge des Beschlagnahme- und
Einziehungsverfahrens gem. 88 53 Abs. 1 und 54 Abs. 1 GSpG nach der am 30.09.2015,
10.45 Uhr in Wien, C. in dem dort betriebenen Spiellokal ,,D.” gem. 8 53 Abs. 2 GSpG



erfolgten vorlaufigen Beschlagnahme der Glucksspielgerate/sonstigen
Eingriffsgegenstdnde und des technischen Hilfsmittels

1. Computerterminal unbekannter Marke, ohne Seriennummer und
Typenbezeichnung, mit der Finanzamtskontrollnummer ,,1*

2. Computerterminal unbekannter Marke, ohne Seriennummer und
Typenbezeichnung, mit der Finanzamtskontrollnummer ,,2*

3. Computerterminal unbekannter Marke, ohne Seriennummer und

Typenbezeichnung, mit der Finanzamtskontrollnummer ,,3
4. Ein Ein- und Auszahlungsgerdt unbekannter Marke und Type, ohne
Seriennummer, mit der Finanzamtskontrollnummer ,4*

der Landespolizeidirektion Wien erwachsenen Barauslagen in Hohe von € 939.36.-
auferlegt.

Der o.a. Betrag ist mit Rechtskraft vorliegenden Bescheides sofort auf das angegebene
Konto der LPD Wien einzuzahlen. Bei Verzug ist damit zu rechnen, dass der Betrag
zwangsweise eingetrieben wird."

Begrindend wurde im Wesentlichen zusammengefasst festgehalten, dass der
Behorde im Zuge des Beschlagnahme- und Einziehungsverfahrens gemal 88 53
Abs. 1 und 54 Abs. 1 GSpG mit abschlieBender Vernichtung der Geréte Kosten
fur Abholung und Vernichtung durch eine Privatfirma in HOhe von insgesamt
€ 519,24 sowie als anteilige Lagergebuhren im Polizeilager € 420,12
(verrechnete Lagerdauer vom 1.10.2015 bis 24.10.2016; Tagsatz pro Gerat:
€ 0,27) entstanden seien, welche von den Bestraften zu tragen seien. Mit
Straferkenntnis der Landespolizeidirektion Wien vom 18.4.2017 sei Uber Herrn
A. B. eine Verwaltungsstrafe von € 40.000 geméal? 8 52 Abs. 1 Z 1 3. Fall GSpG
und eine Verwaltungsstrafe von € 3.000 gemé&l 8 52 Abs. 1 Z 5 GSpG verhangt

worden. Eine Beschwerde sei nicht eingebracht worden.

Die Gerate seien am 7.12.2016 vernichtet worden.

1.

Gegen diesen Bescheid richtet sich die gegenstandliche Beschwerde, mit welcher
beantragt wird, den angefochtenen Bescheid ersatzlos aufzuheben sowie das
Verfahren einzustellen, in eventu, den angefochtenen Bescheid aufzuheben und
die Sache zur neuerlichen Entscheidung — nach erfolgter Sachverhalts- und

Verfahrenserganzung — an die belangte Behtrde zu verweisen.

Samtliche angefuihrten Bescheide seien nicht zugestellt worden, zumal der

Beschwerdefuhrer vom Inhalt der angefiihrten Bescheide keine Kenntnis erlangt



habe. Aus diesen Griunden habe der Beschwerdefuhrer sein Recht auf Erhebung

einer Beschwerde nicht ausiben kénnen.

Weiters sei keine bescheidmalige Kostenbestimmung der Barauslagen gemali

8 64 Abs. 3 VStG im Spruch des Straferkenntnisses erfolgt.

Dem angefochtenen Bescheid sei auch eine nachvollziehbare Uberpriifung
betreffend die Notwendigkeit sowie Angemessenheit nicht zu entnehmen. Ob die
im Bescheid angefuhrten Posten betreffend die Abholung und Vernichtung der
Gerate sowie Lagergebuhren tatsachlich begrindet und angemessen gewesen
sein, sei mangels ndherer Darlegung uniberprifbar. Unklar sei insbesondere,
weshalb fur die behoérdliche Lagerung Gebuhren anfallen sowie weshalb die
Abholung durch eine Privatfirma notwendig gewesen sei. Zuletzt finde auch der

Verwertungserlos keinen Niederschlag im angefochtenen Bescheid.

Weiters werde auf die Unionsrechtswidrigkeit des  Osterreichischen

Glucksspielmonopols verwiesen.

Zudem stelle 8§50 Abs. 10 GspG auf eine Amtshandlung mit dem
Beschlagnahme- oder Einziehungsverfahren ab. Weder die Abholung und
Vernichtung der Gerate noch die Lagerung im Polizeilager seien Amtshandlungen,
die im Zusammenhang mit dem Beschlagnahme- oder Einziehungsverfahren

stehen.

Die Barauslagen seien Utberdies tberhoht.

Die Einziehung sei ein behordliches Sicherungsmittel und begrinde keine

Kostenersatzpflicht des Beschwerdefthrers.

Die Vorschreibung von Barauslagen sei zu Unrecht erfolgt. Aus dem
angefochtenen Bescheid gehe nicht hervor, aufgrund welcher Tatsachen und wie
der Beschwerdefihrer als Inhaber der genannten Gerate ermittelt wurde. Nicht

nachvollziehbare Verweise auf andere Verfahren seien unausreichend.



Die belangte Behotrde traf keine Beschwerdevorentscheidung und legte die
Beschwerde samt den Akten des Verwaltungsverfahrens dem Verwaltungsgericht

Wien vor.

1.

Im Beschwerdeverfahren wurde die belangte Behérde mit Schreiben des
Landesverwaltungsgerichts Wien vom 24.8.2018 aufgefordert, die im
angefochtenen Bescheid vorgeschriebenen Kosten naher aufzuschlisseln sowie
Nachweise (z.B. Rechnungen und Zahlungsbestatigungen) dafur vorzulegen, dass

diese Aufwendungen tatsachlich getatigt wurden.

Dazu wurde mit Schreiben vom 5.9.2018 ein Konvolut an Unterlagen, darunter
ein Schreiben mit einer detaillierten Kostenaufstellung der Logistikabteilung vom

27.8.2018, Uubermittelt.

Die dem Gericht Ubermittelten Unterlagen wurden dem Beschwerdefuhrer zur
Kenntnis gebracht und Gelegenheit zur Stellungnahme eingerdumt. Eine
AuRerung des Beschwerdefiihrers erfolgte nicht.

1V. Das Verwaltungsgericht Wien hat erwogen:

1V.1. Rechtsgrundlagen:
8 50 Abs. 10 Glucksspielgesetz (GSpG) lautet:

»,(10) Erwachsen einer Behdrde bei einer Amtshandlung im Zusammenhang mit
dem Beschlagnahme- oder Einziehungsverfahren Barauslagen, so sind diese den
Bestraften zur ungeteilten Hand im Strafbescheid, allenfalls mittels gesonderten
Bescheids, aufzuerlegen.*

In der zu dieser Novelle ergangenen Regierungsvorlage (RV 1960 BIgNR 24. GP,

51f) wird zu dieser Bestimmung ausgefuhrt wie folgt:

.Die Gewéhrleistung eines besonders hohen Schutzniveaus im Glicksspielsektor
ist nur durch intensive und strenge Kontrollen moéglich. Die Bedeutung einer
genauen Aufsicht in einem sensiblen Bereich wie dem des Glicksspiels ergibt sich
insbesondere vor dem Hintergrund der mit illegalem Gliicksspiel einhergehenden
Probleme mit kriminellen und betrigerischen Aktivitdten und dem Umstand, dass
in diesem Bereich hohe Profite insbesondere bei verbotenen Ausspielungen durch
gleichzeitigen Einsatz mehrerer Glucksspielgerate erzielt werden kdonnen. Diesem
Umstand wurde mit intensiven Kontrollen im Bereich illegaler



Glucksspieleinrichtungen begegnet, die zu zahlreichen Strafverfahren gefuhrt
haben. Im Zuge dieser Verfahren entstehen regelmaRig Barauslagen, die Kosten
fur den Abtransport von Eingriffsgegenstanden sowie fir deren Lagerung und
Vernichtung umfassen. Die Vorschreibung dieser Kosten ist den allgemeinen
Bestimmungen (8 64 Abs. 3 VStG) folgend grundsatzlich im Spruch des
Strafbescheides aufzuerlegen. Es soll jedoch mdglich sein, Barauslagen in einem
gesonderten Bescheid festzusetzen.

Fur eine effektive Geltendmachung ist aber die einfache, rasche und mit
moglichst geringem Aufwand verbundene Hereinbringung der entstandenen
Kosten von grofRer Bedeutung, da dies vor allem in Anbetracht der Vielzahl an
abzuwickelnden Verfahren einen sehr hohen Verwaltungsaufwand verursacht, der
einer Aufrechterhaltung oder Erhéhung der bestehenden Kontrollen zuwiderlauft.
Die Solidarverpflichtung stellt diesbezuglich ein geeignetes und unbedingt
notwendiges Mittel dar um den derzeit bestehenden hohen Kontrolldruck zu
gewéhrleisten und nach Mdglichkeit weiter zu erhéhen. Derzeit ist in Verfahren,
die mehrere Bestrafte betreffen, regelmalRig schwer madglich die jeweiligen
Anteile der Ersatzpflichtigen am Gesamtbetrag zu bestimmen und lauft — selbst
bei Auferlegung zu gleichen Teilen — die in der Vollzugspraxis haufig
anzutreffende Uneinbringlichkeit wvon Teilbetragen einer effizienten und
kostendeckenden Vollziehung zuwider. Durch die gewéhlte Regelung soll der
ungewinscht hohe Verwaltungsaufwand in diesem Bereich verringert werden und
die volle Kostentragung durch die Ersatzpflichtigen gesichert werden, sodass eine
effiziente Vollziehung in einem sensiblen Bereich wie dem vorliegenden
ermdglicht wird, die gemessen an den verfolgten ordnungspolitischen Zielen
dieses Gesetzes und deren Bedeutung auch als unerlasslich anzusehen ist um
das Angebot an illegalem Glucksspiel unattraktiv.e zu machen und weiter
einzuschranken. Die vorgesehene Meldepflicht nach Abs. 11 soll fur offenkundige
Ubertretungen gelten, die ungeachtet abgabenrechtlicher Geheimhaltungs- und
Verschwiegenheitspflichten den Verwaltungsorganen aus amtlicher Tatigkeit
bekannt geworden sind. Mit Hilfe dieser MalBnahme soll der Informationsstand,
insbesondere zu Standorten verbotener Ausspielungen, erhdht und den mit der
Vollziehung betrauten Verwaltungsbehdrden eine bessere Planung von Kontrollen
ermdglicht werden, die zu einer Steigerung der Effektivitat von Kontrollen
beitragen.”

8 64 Abs. 3 VStG lautet:

»(3) Sind im Zuge des Verwaltungsstrafverfahrens Barauslagen erwachsen (8 76
AVG), so ist dem Bestraften der Ersatz dieser Auslagen aufzuerlegen, sofern sie
nicht durch Verschulden einer anderen Person verursacht sind; der hienach zu
ersetzende Betrag ist, wenn tunlich, im Erkenntnis (der Strafverfigung), sonst
durch besonderen Bescheid ziffernmaRig festzusetzen. Dies gilt nicht fur
Gebuhren, die dem Dolmetscher zustehen, der dem Beschuldigten beigestellt
wurde.*

1V.2. Sachverhalt:

Aufgrund der Akten des verwaltungsbehordlichen Verfahrens, des Aktes des

Verwaltungsgerichts Wien sowie des beigeschafften Aktes des



Verwaltungsgerichts Wien zur GZ: ... wird folgender entscheidungswesentlicher

Sachverhalt als erwiesen festgestellt:

Am 30.9.2015 wurden die im Spruch des angefochtenen Bescheides naher
bezeichneten Glicksspielgerate gemal 8 53 Abs. 2 GSpG vorlaufig
beschlagnahmt und in der Folge mit Bescheid der Landespolizeidirektion Wien
vom 5.9.2016 gemal 8 53 Abs. 1 GSpG beschlagnahmt und gemal 8 54 Abs. 1

GSpG eingezogen. Dieser Bescheid wurde rechtskraftig.

Herr A. B. wurde als Betreiber des gegenstédndlichen Spiellokales und damit als
Inhaber der Geréate ermittelt. In der Folge wurden Uber ihn mit Straferkenntnis
der Landespolizeidirektion Wien vom 18.4.2017 aufgrund der unternehmerischen
Zuganglichmachung verbotener Ausspielungen im Sinn des 8§ 2 Abs. 4 GSpG
Verwaltungsstrafen gemal 852 Abs. 1 Z 1 3. Fall GSpG verhéangt. Dieses

Straferkenntnis wurde rechtskréaftig.

Auf Grund der rechtskraftigen Bescheide wurde durch die Landespolizeidirektion
Wien gemall § 54 Abs. 3 GSpG die Vernichtung der Gerate angeordnet. Bei der
Offnung der Gerate am 1.12.2016 konnte ein Gesamtbetrag von € 105

sichergestellt werden.

Im Zuge des Beschlagnahme- und Einziehungsverfahrens gemald 88 53 Abs. 1
und 54 Abs. 1 GSpG mit abschlieBender Vernichtung der Gerate mit einem
Gewicht von 0,66 t sind folgende Kosten entstanden und der belangten Behdrde
erwachsen: fur die Lagerung im Polizeilager bis zur Erteilung des
Vernichtungsauftrages vom 1.10.2015 bis 24.10.2016 unter Zugrundelegung
eines Tagsatzes in Hohe von € 0,27 insgesamt € 420,12 (fur vier Gerate und 389
Tage) und fur die Abholung und Vernichtung der Geréate € 519,24.

Unter den beschlagnahmten Gerédten sind drei Bildschirmgerate mit
elektronischen Komponenten sowie ein Ein- und Auszahlungsgerat, bei denen es
sich nach den einschlagigen rechtlichen Bestimmungen des AWG um gefahrlichen
Abfall handelt. Fur die Lagerung derartiger Geréate sind je Tonne Kosten zwischen
€ 1,33 (ohne jedwede Manipulationskosten) bis € 1,66 pro Tag (unter

Bertcksichtigung von Manipulationskosten) zu kalkulieren. Im gegenstandlichen



Fall erfolgte die Lagerung der Gerate auf Europaletten mit einer Flache von je
1 gm. Die Kosten von € 0,27 pro Europalette pro Tag fur die Lagerhalle ergeben
sich aus den monatlich beglichenen Mietzahlungen fur die Lagerhalle inklusive
dem aliquoten Anteil der Betriebskosten. Die Lagerhalle sowie die Hofflachen in
Wien, E., wurden im Oktober 2002 von der Republik Osterreich, vertreten durch
das Bundesministerium far Inneres, diese vertreten durch die
Bundespolizeidirektion Wien, angemietet. In den Jahren 2015 bis 2017 betrug
der monatliche Mietzins fur die 1.185,5 m2 grof3e Lagerhalle selbst € 7.678,39,
fur die 695 m2 umfassenden Hof- und Abstellflachen € 4.544,33 sowie die
Betriebskostenpauschale € 3.100,— (fur das Jahr 2017 aufgesplittet in
.Betriebskostenpauschale” und ,Verwaltungskosten“). Der Mietzins und die
Betriebskosten wurden regelméaliig entrichtet. Fur die Lagerung der Geréate ist ein
monatlicher Mietzins, inklusive der auf die Lagerhalle entfallenden aliquoten
Betriebskosten (€ 1.954,29), in der H6he von € 8,12 pro m2 Lagerflache in Wien
als angemessen zu betrachten. Erforderliche Verkehrsflachen und eigene
Personalkosten vor Ort im Lager wurden in die Kosten fur die Lagerung nicht

eingerechnet.

Die Entsorgung der Geréte erfordert eine handische Zerlegung. Die Arbeitszeit-
und -platzkosten eines qualifizierten Mitarbeiters in der Zerlegung von
Elektronikgeraten ist mit € 200 bis € 270 je Stunde zu kalkulieren. Fir den
Transport ist ein Stundensatz von € 100 zu berechnen. Im gegenstandlichen Fall
wurden die Kosten fur den Transport und die Entsorgung der Gerdte der
belangten Behoérde seitens der F. GmbH verrechnet und an diese bezahlt. Die
Wiegegebuhr fur die gegenstandliche Amtshandlung betrug € 8,4 brutto, die
Kosten fur eine Transportstunde betragen € 55,44  Dbrutto (fur die
gegenstandliche Amtshandlung wurden 0,5 Stunden berechnet), die Kosten fur
die Vernichtung einer Tonne Gerate/Gegenstande betragen € 610 netto. Es
ergaben sich gegenstandlich an Transportkosten von € 27,72, eine Wiegegebuhr

von € 8,4 sowie Vernichtungskosten von € 483,12.

Die von der Firma F. Ges.m.b.H. fur die Entsorgung zum Ansatz gebrachten
Nettoeinzelpreise pro Verrechnungseinheit ebenso wie die Transportkosten und

die Wiegegebuhr sind nachvollziehbar und angemessen.



Diese Feststellungen ergeben sich aus folgender Beweiswurdigung:

Zu diesen Feststellungen gelangt das erkennende Gericht aufgrund der Angaben
im Verwaltungsakt sowie der Ermittlungen im gerichtlichen
Beschwerdeverfahren, insbesondere aufgrund der Stellungnahme der belangten
Behdrde nebst wvon ihr vorgelegten Nachweisen sowie aufgrund der
Stellungnahme eines in einem gleichgelagerten Beschwerdeverfahren zur GZ: ..

herangezogenen Sachverstdndigen. Dieser fuhrte (auszugsweise) wie folgt aus:

»Ich bin ASV fur Abfallwirtschaft beim BMFLUW. Ich bin in meiner Abteilung auch
mit der Kalkulation von Lagerungs- und Entsorgungskosten fur geféhrliche wie
nicht gefahrliche Abfalle im Rahmen der Verbringung befasst. Es wurden in der
Abteilung bereits Entsorgungskosten fir Bildschirmgerdte bzw. deren Lagerung
kalkuliert, auf Grundlage dieser Kalkulation kdnnen Aussagen zur
Angemessenheit von Lager- und Entsorgungskosten fur Glicksspielgerate mit
Bildschirmen getroffen werden. Auszugehen ist davon, dass es sich bei
derartigen Geraten um geféhrlichen Abfall handelt. Die Kosten fur die Lagerung
derartiger Gerate liegen demnach fur 90 Tage bei Euro 120/t. Treten
Manipulationskosten hinzu, erhoht sich dieser Betrag auf Euro 150/t. ... Zu den
Transport- bzw. Entsorgungskosten .. Dazu, welche Zerlegungskosten fur
Glucksspielapparate auf dem Markt in Rechnung gestellt werden, kodnnen
meinerseits keine exakten Angaben gemacht werden. Grundséatzlich ist davon
auszugehen, dass die Arbeitszeit- und -platzkosten eines qualifizierten
Mitarbeiters in der Zerlegung von Elektronikgeraten mit 200 bis 270 Euro je
Stunde anzusetzen sind. Es ist davon auszugehen, dass derartige Gerate einzeln
und handisch zerlegt werden missen, sie einfach in den Shredder zu geben,
ware ein Versto3 gegen das AWG. ... Fur die reine Transportleistung scheint mir

bei derartigen Geréaten ein Stundensatz von Euro 100 angemessen. ....“

Die von der belangten Behdrde Uber Anforderung gelegten Nachweise wurden
dem Beschwerdefuhrer zur Kenntnis gebracht und von diesem nicht angezweifelt.
Eine Unschlussigkeit der Angaben des Sachverstandigen hat sich fur das
Verwaltungsgericht Wien nicht ergeben. Im Ubrigen zeigt auch ein Vergleich mit
dem Anbieter G. GmbH, nach dessen Preisliste 2017 Entsorgungsleistungen fur

naher beschriebene ,Verpackte elektrische und elektronische Betriebsmittel und



Bauteile* ein Entsorgungspreis von € 510,— pro Tonne (exkl. MwSt. und exKkl.
Alsag-Beitrag) verrechnet wird, dass der von der Firma F. Ges.m.b.H.
verrechnete Nettoeinzelpreis pro Tonne fur die Vernichtung eines Gerates nicht
als unangemessen zu betrachten ist, zumal — wie der Sachverstandige

nachvollziehbar ausfuhrt — Bildschirmgerate handisch zerlegt werden mussen.

1V.3. Rechtliche Beurteilung:

1vV.3.1.

Bei einer Amtshandlung im Zusammenhang mit dem Beschlagnahme- oder
Einziehungsverfahren einer Behdrde erwachsene Barauslagen sind gemall § 50
Abs. 10 GSpG den Bestraften zur ungeteilten Hand im Strafbescheid, allenfalls

mittels gesonderten Bescheids, aufzuerlegen.

Als Amtshandlungen im Sinne des 8 50 Abs. 10 GSpG sind jedenfalls die
Lagerung und die Entsorgung der im Verfahren gemaR 8 53 GSpG
beschlagnahmten und gemal 8 54 GSpG eingezogenen Glucksspielgerate zu
verstehen (vgl. insbesondere die Erlauterungen in RV 1960 BIgNR 24. GP, 51f,
wonach die "Kosten fur den Abtransport von Eingriffsgegenstanden sowie flr

deren Lagerung und Vernichtung" vorgeschrieben werden sollen).

Auch die Heranziehung eines privaten Unternehmens zu der geméalR 8 54 Abs. 3
GSpG gebotenen Vernichtung der eingezogenen Gegenstande ist als
"Amtshandlung” in diesem Sinne zu betrachten. Die Vernichtung der
eingezogenen Gegenstande ist der letzte Abschnitt des Einziehungsverfahrens,
welches wiederum Teil des Verwaltungsstrafverfahrens im weiteren Sinn ist (vgl.
VwWGH 22.8.2012, 2011/17/0323).

Die gegenstandlichen Barauslagen sind der Behorde selbst im Zuge des
Verfahrens erwachsen: Bei den von dem Entsorgungsbetrieb und dem Vermieter
der Lagerhalle in Rechnung gestellten Betragen handelt es sich um
privatrechtliche Anspriche, die ohne 6ffentlich-rechtlichen Akt entstehen (anders
etwa der Anspruch des nichtamtlichen Sachverstandigen, vgl. etwa VwGH
28.1.2016, 2013/07/0134). Die Firma F. Ges.m.H. wurde seitens der belangten

Behdrde mit der Entsorgung beauftragt, da insoweit eine Rahmenvereinbarung
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mit der Bundesbeschaffung GmbH besteht und die Firma Uber eine Berechtigung
zum Sammeln von gefahrlichen Abféallen nach dem AWG, u.a. ,Elektro- und
Elektronik-Altgerate-Grol3gerate mit einer Kantenldnger grofRer oder gleich 50cm,
mit gefahrenrelevanten Eigenschaften“ und ,Elektro- und Elektronik-Altgeréate-
Kleingerate mit einer Kantenldnge kleiner 50 cm, mit gefahrenrelevanten
Eigenschaften* verfigt. GemaR Punkt 9 der AGB der Firma gehen die
Ubergebenen Geréate/Gegenstande spatestens mit Abladen am Betriebsgelénde in

deren Eigentum Uber.

Die  Zurverfugungstellung von Lagerflache fir die Lagerung von
Glucksspielgeraten fur die Dauer des Verfahrens zahlt (anders als etwa die mit
der Zustellung von Bescheiden verbundenen Portospesen, vgl. VWGH 8.10.1982,
82/02/0113, VwSlg. 10845 A/1982) auch nicht zum allgemeinen Aufwand fur
den normalen Amtsbetrieb, zumal die Lagerung der Gerate einen uUber den

normalen Amtsbetrieb wesentlich hinausgehenden Raumbedarf nach sich zieht.

1V.3.2.

Nach 8 50 Abs. 10 GSpG sind Barauslagen, die einer Behdrde bei einer
Amtshandlung im Zusammenhang mit dem  Beschlagnahme-  oder
Einziehungsverfahren erwachsen, den Bestraften zur ungeteilten Hand im

Strafbescheid, allenfalls mittels gesonderten Bescheids, aufzuerlegen.

Soweit der Beschwerdefuhrer ausfiuhrt, dass keine  bescheidméalige
Kostenbestimmung der Barauslagen geméalR § 64 Abs. 3 VStG im Spruch des
Straferkenntnisses erfolgt sei, ist darauf hinzuweisen, dass 8 50 Abs. 10 GSpG
diesbezuglich eine von 8§ 64 Abs. 3 VStG abweichende Regelung trifft: § 64
Abs. 3 VStG sieht vor, dass der ,zu ersetzende Betrag [...], wenn tunlich, im
Erkenntnis (der Strafverfliigung), sonst durch besonderen Bescheid ziffernmé&Rig
festzusetzen” ist. Demnach hat der Ausspruch, dass dem Bestraften der Ersatz
der im Verwaltungsstrafverfahren erwachsenen Barauslagen auferlegt wird
(sofern nicht durch das Verschulden einer anderen Person verursacht) im Spruch
des Straferkenntnisses zu erfolgen. Lediglich die ziffernméafige Festsetzung des
zu ersetzenden Betrages ist, wenn im Straferkenntnis nicht tunlich, durch
besonderen Bescheid vorzunehmen (vgl. zu 8 64 Abs. 3 VStG VwGH 20.3.2002,
99/03/0211, VwSIg. 15797 A/2002). Demgegeniber trifft § 50 Abs. 10 GSpG die
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Regelung, dass die Barauslagen allenfalls mittels gesondertem Bescheids

aufzuerlegen sind.

Die Erlauterungen zu 8 50 Abs. 10 GSpG (vgl. RV 1960 BIgNR 24. GP, 51f)
stehen dieser Auslegung jedenfalls nicht entgegen: ,Die Vorschreibung dieser
Kosten ist den allgemeinen Bestimmungen (8 64 Abs. 3 VStG) folgend
grundsatzlich im Spruch des Strafbescheides aufzuerlegen. Es soll jedoch méglich
sein, Barauslagen in einem gesonderten Bescheid festzusetzen.” Nach der
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes muss die Abfolge der
Verfahrensfiihrung von Verwaltungsstrafverfahren, Beschlagnahmeverfahren und
Einziehungsverfahren nach dem Glucksspielgesetz nicht zwingend in der
Reihenfolge erfolgen, dass bei Erlassung des Strafbescheides bereits allfallige im
Beschlagnahme- oder Einziehungsverfahren erwachsene Barauslagen
Bericksichtigung finden kénnen. Konsequenterweise hat daher die Vorschreibung
von der Behoérde im Zuge des Beschlagnahme- oder Einziehungsverfahrens
erwachsenen Barauslagen, welche in den entsprechenden Strafbescheid noch
keinen Eingang finden konnten, auch im Nachhinein dem Grunde nach mittels
gesonderten Bescheids moglich zu sein  (vgl. VwGH 21.11.2018,
Ro 2017/17/0026).

8 50 Abs. 10 GSpG stellt eine lex specialis zu § 64 Abs. 3 VStG dar (vgl. VwWGH
21.11.2018, Ra 2017/17/0322). Ein Anwendungsbereich far die
Kostenbestimmung des 8§ 64 VStG ist daher lediglich dann er6ffnet, wenn 8 50
Abs. 10 GSpG nicht zur Anwendung kommt. Dies ist gegenstandlich aber nicht
der Fall.

Es kommt nach dem Gesetzeswortlaut fur die Rechtmé&Rigkeit einer
Barauslagenvorschreibung nach 8 50 Abs. 10 GSpG zum einen darauf an, dass
die betreffenden Kosten "im Zusammenhang mit dem Beschlagnahme- oder
Einziehungsverfahren” nach dem Glicksspielgesetz erwachsen sein mussen. Den
Gesetzesmaterialien zur Einfuhrung der in Rede stehenden Bestimmung (vgl.
RV 1960 BIgNR 24. GP, 51, 52) ist hierzu zu entnehmen, dass der Gesetzgeber
dabei in erster Linie etwa Kosten fur den Abtransport von Eingriffsgegenstanden
sowie fur deren Lagerung und Vernichtung vor Augen hatte (vgl. VwGH
21.11.2018, Ra 2017/17/0322).
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1V.3.3.

Nach ho6chstgerichtlicher Judikatur dirfen nur jene Kosten als Barauslagen
auferlegt werden, die der Behorde tatsachlich erwachsen, also in Rechnung
gestellt und beglichen worden sind (vgl. VwWGH 28.1.2016, 2013/07/0134;
24.6.2003, 2001/01/0260). Dass dies gegenstandlich der Fall ist, wurde von der

belangten Behérde nachgewiesen.

Nach der héchstgerichtlichen Rechtsprechung zum Barauslagensatz, die sich
insofern verallgemeinern lasst, dirfen als Barauslagenersatz nur jene Kosten auf
den Verpflichteten tGberwalzt werden, die notwendigerweise angefallen sind (vgl.
etwa VwGH 24.9.2002, 2000/14/0126; 10.7.1986, 86/17/0022), uberhohte
Kosten sind somit nicht ersatzfahig. Dies impliziert, dass die Behdrde, die den
Barauslagenersatz gegenuber dem Verpflichteten geltend macht, jene Umstédnde
ermittelt und darlegt, aus denen sich die Angemessenheit der veranschlagten

Kosten ersehen und nachvollziehbar UGberprifen l&asst.

Aus den unter Punkt IV.2 getroffenen Feststellungen ergibt sich eindeutig, dass

die Barauslagen auch der Hohe nach notwendig und angemessen waren.

1V.3.4.

Der in 8 50 Abs. 10 GSpG statuierte Kostenersatz steht nur insoweit in
Zusammenhang mit nach dem Glucksspielgesetz zu fihrenden
Verwaltungsstrafverfahren, als auf ein (rechtskraftig abgeschlossenes)
Strafverfahren, das zu einer Verurteilung des Beschuldigten gefuhrt hat,

abzustellen ist.

Angesichts der gewahlten Gesetzesformulierung ist bei Auslegung von & 50
Abs. 10 GSpG jedoch davon auszugehen, dass es sich auch bei der Bestrafung
nach dem Glucksspielgesetz um eine solche handeln muss, welche im
"Zusammenhang mit dem Beschlagnahme- bzw. Einziehungsverfahren™ erfolgt
ist, dass daher also nach dem Willen des Gesetzgebers Kosten nach 8 50 Abs. 10
GSpG nur in jenen Strafverfahren auferlegt werden durfen, in denen eine
Bestrafung wegen einer Tatbegehung unter Verwendung von der Beschlagnahme
oder Einziehung unterliegenden Gliucksspielgeraten erfolgt ist. Eine Bestrafung

wegen Verletzung der Mitwirkungspflicht gemal 8 50 Abs. 4 GSpG scheidet
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damit als taugliche Grundlage fur die Auferlegung eines Barauslagenersatzes

gemal 8 50 Abs. 10 leg. cit. aus (vgl. VWGH 21.11.2018, Ra 2017/17/0322).

Gegenstandlich wurde A. B. mit Straferkenntnis der Landespolizeidirektion Wien
vom 18.4.2017 im Hinblick auf die mit den gegenstdndlichen Geraten
unternehmerisch zuganglich gemachten verbotenen Ausspielungen gemafl § 52

Abs. 1 Z 1 3. Fall GSpG rechtskraftig bestraft.

1V.3.5.

Betreffend das Vorbringen zur Unionsrechtswidrigkeit des Glicksspielgesetzes
und dass aus dem angefochtenen Bescheid nicht hervorgehe, aufgrund welcher
Tatsachen und wie der Beschwerdefiihrer als Inhaber der genannten Geréate
ermittelt wurde, ist festzuhalten, dass es sich dabei um Fragen des
Beschlagnahme- und Einziehungsverfahrens und des Strafverfahrens handelt,
welche aufgrund der Rechtskraft der diese Verfahren betreffenden Bescheide im
gegenstandlichen Verfahren betreffend die Vorschreibung von Barauslagen nicht

erneut erortert werden brauchen.

Es war somit spruchgemal zu entscheiden.

1V.4. Zuldssigkeit der ordentlichen Revision:

Die ordentliche Revision ist unzulassig, da im Beschwerdefall keine Rechtsfrage
im Sinne des Art. 133 Abs. 4 B-VG zu beurteilen war, der grundséatzliche
Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstadndliche Entscheidung
hinsichtlich des Vorliegens verbotener Ausspielungen, der Unterlassung der
Mitwirkung an der Kontrolle oder der Strafbemessung von der jeweils zitierten
bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an
einer solchen Rechtsprechung. Weiters ist die dazu vorliegende Rechtsprechung
des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Ebenfalls
liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu

I6senden Rechtsfragen vor.

Im Beschwerdefall war im Wesentlichen nach Durchfihrung eines ausfuhrlichen
Ermittlungsverfahrens auf dem Boden der gewonnenen Beweisergebnisse

einzelfallbezogen festzuhalten, dass die dem Beschwerdefihrer im
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angefochtenen  Bescheid  auferlegten Barauslagen der Behdrde im
Zusammenhang mit dem Beschlagnahme- oder Einziehungsverfahren erwachsen

sind und auch notwendig und angemessen waren.

Belehrung

Gegen diese Entscheidung besteht die Maoglichkeit der Erhebung einer
Beschwerde beim Verfassungsgerichtshof und/oder einer aulRerordentlichen
Revision beim Verwaltungsgerichtshof. Die Beschwerde bzw. Revision ist
innerhalb von sechs Wochen ab dem Tag der Zustellung der Entscheidung durch
eine bevollmachtigte Rechtsanwaéltin bzw. einen bevollmachtigten Rechtsanwalt
abzufassen und ist die Beschwerde beim Verfassungsgerichtshof und die
aulRerordentliche Revision an den Verwaltungsgerichtshof beim
Verwaltungsgericht Wien einzubringen. Fur die Beschwerde bzw. die Revision ist
eine Eingabengebihr von je EUR 240,-- beim Finanzamt fur Gebuhren,

Verkehrsteuern und Glicksspiel zu entrichten.

Es besteht die Méoglichkeit, Verfahrenshilfe fur das Verfahren vor dem

Verwaltungsgerichtshof bzw. Verfassungsgerichtshof zu beantragen.

Verfahrenshilfe ist einer Partei so weit zur Gdnze oder zum Teil zu bewilligen als
sie aullerstande ist, die Kosten der Fihrung des Verfahrens ohne
Beeintrachtigung des notwendigen Unterhalts zu bestreiten, und die
beabsichtigte Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung nicht als offenbar

mutwillig oder aussichtslos erscheint.

Der Antrag auf Verfahrenshilfe ist fur ein Beschwerdeverfahren vor dem
Verfassungsgerichtshof unmittelbar beim Verfassungsgerichtshof einzubringen.
Fur ein aul3erordentliches Revisionsverfahren vor dem Verwaltungsgerichtshof ist
der Antrag unmittelbar beim Verwaltungsgerichtshof einzubringen. Dies in beiden
Fallen jeweils innerhalb der oben genannten sechswochigen Beschwerde- bzw.

Revisionsfrist.

Ferner besteht die Moglichkeit, auf die Revision beim Verwaltungsgerichtshof und

die Beschwerde beim Verfassungsgerichtshof zu verzichten. Der Verzicht hat
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ausdrtcklich zu erfolgen und ist bei einem Verzicht auf die Revision dem
Verwaltungsgericht, bei einem Verzicht auf die Beschwerde bis zur Zustellung der
Entscheidung dem Verwaltungsgericht, nach Zustellung der Entscheidung dem
Verfassungsgerichtshof schriftlich bekanntzugeben oder zu Protokoll zu erklaren.
Der Verzicht hat zur Folge, dass eine Revision bzw. Beschwerde nicht mehr
zulassig ist. Wurde der Verzicht nicht von einem berufsmalligen Parteienvertreter
oder im Beisein eines solchen abgegeben, so kann er binnen drei Tagen

schriftlich oder zur Niederschrift widerrufen werden.

Verwaltungsgericht Wien

MMag. Dr. Salamun



	Diese Feststellungen ergeben sich aus folgender Beweiswürdigung:

